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Kausalbeziehungen speziell zu beachten. Er ist im System der 
Gesetze enthalten und begründet das prinzipielle Erforder­
nis, das Allgemeine, Wesentliche und damit Gesetzmäßige in 
den Zufälligkeiten aufzudecken.

2. Die Wirkungsbedingungen und das Wesen des Faktors 
Zufall sind in der Rechtsprechung differenziert zu berück­
sichtigen. Sofern zufällige negative Resultate im Möglichkeits­
feld des Gesetzes liegen, muß deren Wirken einberechnet, 
prognostiziert und den rechtlichen Bewertungen zugrunde 
gelegt werden.

Wir wissen um die Pröblematik solcher auf den Einzelfall 
bezogener juristischer Betrachtung. Uns scheint es jedoch 
gerade angesichts der oft komplizierten Entscheidungsprozesse 
und der vielen Folgenmöglichkeiten unerläßlich zu sein, die­
jenigen exakt zu bestimmen, die als Ergebnis des Handelns 
eines Menschen eintraten und von ihm auch beachtet und 
beherrscht werden müssen. Und da gehören bestimmte Zu- 
fallskonstellationen zweifellos dazu.

Zur Bestimmung der Grenzen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit

Bei der weiteren Ausgestaltung und wirksamen Durchsetzung 
des sozialistischen Rechts sollte u. E. stärker beachtet werden, 
daß die weitere Entfaltung der sozialistischen Produktiv­
kräfte und Produktionsverhältnisse nicht automatisch die 
erforderliche neue Qualität sozialistischer Persönlichkeiten 
hervorbringt und deshalb vielschichtigen Maßnahmen der 
Persönlichkeitsbildung und -entwicklung erheblicher Stellen­
wert zukommt. Das gilt sowohl im Hinblick auf die weiter 
auszuformende Bewußtheit menschlichen Handelns als auch 
auf die soziale Qualität menschlicher Leistungsfähigkeit. Aus 
dieser Dialektik sind auch die Grenzen des zu Verantwor­
tenden zu bestimmen. In Gestalt des § 10 StGB ist dafür eine 
anwendungsbereite rechtliche Grundlage vorhanden.

Die objektive Unmöglichkeit der Pflichterfüllung entspre­
chend § 10 StGB kann bei plötzlich auftretenden Zwischen­
fällen im Handlungsablauf, bei fehlender Erkennbarkeit 
wesentlicher Handlungsbedingungen, bei kurzzeitig zu bewäl­
tigender Aufgabenfülle, bei objektiv bedingter Beeinträchti­
gung einer zuverlässigen Beurteilung der Situation, bei 
technisch oder ökonomisch bedingter Unmöglichkeit zur 
Ausführung von Handlungen gegeben sein.

Für das nicht zu verantwortende persönliche Versagen gilt 
die individuelle Unfähigkeit zur Bewältigung einer bestimm­
ten Pflichtenlage aus zeitweiliger, subjektiv nicht erkenn­
barer oder nicht vermeidbarer Beeinträchtigung der Lei­
stungsfähigkeit als charakteristische individuelle Handlungs­
situation. Danach kann das Versagen u. a. aus unverhofften 
gesundheitlichen Störungen, unerwartet heftigen Erregungen 
(z. B. Schreck), aus längerer und starker psychischer und 
physischer Belastung oder aus unverschuldetem Qualifika­
tionsmangel resultieren.

Die dritte Alternative des § 10 StGB schließt ein Verschul­
den dann aus, wenn der Handelnde dieses Unvermögen nicht 
selbst verursacht hat. Das Unvermögen, die Pflichten in der 
gegebenen Situation zu erkennen, kann durch folgende Fak­
toren bedingt sein:
— durch das Vorliegen einer objektiv komplizierten Situa­

tion, die für den Verantwortlichen nicht mehr überschau­
bar ist; 4

— durch die Unerfahrenheit der handelnden Person;
— durch die Seltenheit der Situation (fehlendes Handlungs­

oder Verhaltensmodell, da erstmaliges Auftreten);
— durch die Veränderung der Pflichtenlage und damit die 

Unmöglichkeit für den Handelnden, sich angesichts alter 
eingeschliffener Verhaltensmodelle rasch umzustellen.
Um zu einer weiteren Vertiefung der Erkenntnisse zu

gelangen, die'das Anforderungsprofil und die Grenzen der 
Anforderungen allgemein und individualtypisch möglichst 
exakt bestimmen, ist die Zusammenarbeit der Strafrechts­
wissenschaft und Kriminologie mit angrenzenden Wissen­
schaftsgebieten unerläßlich. Dabei geht es vor allem um jene 
gesellschaftlichen und naturwissenschaftlichen Disziplinen, 
die sich speziell mit dem Menschen im Arbeitsprozeß beschäf­
tigen.

' •
Wenn wir in der Dialektik von Mensch, Technik und Verant­
wortung das Fahrlässigkeitsproblem weiter untersuchen, so 
tun wir das stets vom jeweiligen Entwicklungsstand der 
Produktivkräfte und der sozialistischen Produktionsverhält­
nisse aus, unter Berücksichtigung der Fortschritte bei der 
Herausbildung schöpferisch handelnder sozialistischer Per­
sönlichkeiten. Wir tun dies aber auch in Ansehung der enor­
men Schäden, die jährlich durch Unachtsamkeit und Leicht-

Institut für Weiterbildung
des Ministeriums der Justiz eröffnet
Am 8. April 1983 eröffnete der Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates und Minister der Justiz der DDR, Hans-Joa­
chim Heusinger, im Rahmen einer festlichen Veranstaltung in 
Wustrau, Kreis Neuruppin, das Institut für Weiterbildung des 
Ministeriums der Justiz.

Als Gäste nahmen teil: Dr. Günther Jahn, Mitglied des 
Zentralkomitees und 1. Sekretär der Bezirksleitung Potsdam der 
SED, Herbert Tzschoppe, Vorsitzender des Rates des Bezirks 
Potsdam, Siegfried Heger, Sektorenleiter in der Abteilung 
Staats- und Rechtsfragen iVn Zentralkomitee der SED, Heinz 
Merboth, Sekretär der Kreisleitung Neuruppin der SED, Wer­
ner Rose, Vorsitzender des Rates des Kreises Neuruppin.

In seiner Ansprache verwies Hans-Joachim Heusinger auf 
die traditionsreiche Aus- und Weiterbildung sozialistischer 
Justizkader in nunmehr nahezu vier Jahrzehnten, die in Lehr­
gängen an den Volksrichterschulen und in Ettersburg ihren An­
fang nahmen und ihre Fortsetzung an den verschiedensten 
Einrichtungen fand.

Das Institut für Weiterbildung soll hieran anschließen und 
die Möglichkeit eröffnen, die nach dem X. Parteitag der SED 
gewachsenen Aufgaben und Ansprüche der Weiterbildung der 
Beschäftigten in den Gerichten und Staatlichen Notariaten in 
hoher Qualität zu erfüllen. Der Minister kündigte für die Fol­
gezeit auf. die fachlichen Aufgaben abgestimmte jeweils mehr­
wöchige Lehrgänge an, in denen Justizkader nach ihrem diffe­
renzierten Weiterbildungsbedarf zusammengefaßt werden. Er 
orientierte vor allem auf die Vermittlung einer solchen gesell­
schaftswissenschaftlichen und rechtsspezifischen Bildung, die die 
notwendigen theoretischen Grundlagen, politischen Zusammen­
hänge und fachlichen Kenntnisse im nächsten Jahrzehnt umfaßt. 
Von der planmäßigen Schulungsarbeit sollen auch die Reserve­
kader aller Gerichtsebenen erfaßt werden, wobei deren syste­
matische Vorbereitung auf künftige Aufgaben in der Leitungs­
und Führungstätigkeit besonderes Augenmerk finden wird.

Schließlich sprach der Minister die Erwartung aus, daß sich 
im Institut für Weiterbildung das wissenschaftliche Niveau der 
Lehrveranstaltungen weiter erhöhen wird, wozu sowohl die 
Zusammenarbeit mit den Dozenten als auch die Vorbereitung 
der Lehrgangsteilnehmer auf die Veranstaltungen zu verbes­
sern sind. Auf Interesse wird gewiß die Ankündigung stoßen, 
vor allem mehr Gelegenheit zu Problemberatungen und Streit­
gesprächen einzuräumen.

Zum Direktor des Instituts für Weiterbildung des Ministe­
riums der Justiz berief der Minister Günter Tomowiak.

Siegfried Heger überbrachte Glückwünsche der Abteilung 
Staats- und Rechtsfragen im Zentralkomitee der SED. Er sprach 
die Erwartung aus, daß im Institut der bisher erfolgreiche Weg 
sozialistischer Weiterbildung intensiviert wird, der zur Aner­
ziehung von Haltungen und zur Erhöhung der praktischen 
Wirksamkeit der Justiz in der Gesellschaft beiträgt.

fertigkeit, Oberflächlichkeit und Sorglosigkeit gegenüber den 
von den Werktätigen geschaffenen Werten entstehen. Dies 
erfordert, mit Nachdruck jene zur Verantwortung zu ziehen, 
die vermeidbare Fehlleistungen verursachen und verantwor­
tungslos Schäden und Gefahren herbeiführen. Hier ist mit der 
Kraft des sozialistischen Staates und seines Rechts, insbeson­
dere des Strafrechts, dagegen vorzugehen, um unsere Errun­
genschaften wirksam schützen zu können. 1 2 3 4 5 6 7 8 9
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